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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Angesichts der Weigerung insbesondere des zuständigen EJPD-Chefs Blocher, das
heisse Eisen auf Bundesebene anzugehen, wurde der Zürcher Kantonsrat aktiv. Ein
Postulat der EVP, welches mit Unterstützung der SVP ein Verbot des Sterbetourismus
verlangte, wurde nach emotionaler Debatte nur knapp mit 82 zu 80 Stimmen abgelehnt.
FDP, SP und Grüne machten sich für ein selbstbestimmtes Leben und Sterben stark. Es
gebe auch andere Organisationen als die umstrittene „Dignitas“, so etwa „Exit“, welche
das Thema seit Jahrzehnten würdevoll angingen; ein Verbot nur für ausländische
Personen zu erlassen, sei ohnehin nicht möglich. Mehr Zustimmung erhielt ein weiteres
Postulat, welches eine Reglementierung im Sinn von Bewilligungspflicht und
Qualitätssicherung verlangte; dieses wurde mit 94 zu 56 Stimmen überwiesen; die EVP
enthielt sich hier der Stimme. 1

KANTONALE POLITIK
DATUM: 30.10.2007
MARIANNE BENTELI

Mit dem Übergang des Dossiers Sterbehilfe von Christoph Blocher an die neue
Justizministerin Eveline Widmer-Schlumpf änderte sich auch die Haltung der
Landesregierung in der Frage der gesetzlichen Regelung der Sterbehilfe. Bis anhin hatte
der Bundesrat wiederholt erklärt, dass im Bereich der Sterbehilfe prinzipiell keine
weiteren gesetzlichen Regelungen notwendig seien. Die sich nun abzeichnende
Kehrtwende kann vor allem mit der anhaltenden Diskussion in der Öffentlichkeit und
den damit verbundenen Forderungen einer minimalen Sorgfaltspflicht für
Sterbehilfeorganisationen begründet werden. Ein umfassendes Aufsichtsgesetz kam für
den Bundesrat aber weiterhin nicht in Frage, da ein solches zu einer Mitverantwortung
des Staates für diese Organisationen führen und ihnen ein staatliches Gütesiegel
ausstellen würde. 2

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 03.07.2008
LINDA ROHRER

1) TA, 30.10.07.
2) Presse vom 3.7.08.
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